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Uberall
Abtreibungsgesetze bedrohen Frauen

Eine restriktive Abtreibungspolitik
bedroht, besonders in Ländern der
Dritten Welt, nach wie vor das Leben
von Millionen Frauen im gebärfähigen
Alter. Jedes Jahr werden weltweit
rund 20 Millionen illegale Abtreibungen

vorgenommen, wie das „World-
watch Institute" in Washington letzte
Woche konstatierte, „die meisten von
dafür nicht ausgebildeten Helfern und
unter unhygienischen Bedingungen,
was die Frauen der Gefahr von Blutungen

und Infektionen aussetzt".
Komplikationen in der Schwangerschaft
und bei der Abtreibung sind in Ländern

der Dritten Welt, vor allem in
Lateinamerika, Afrika und im Mittleren
Osten, nach wie vor die häufigste
Todesursache für Frauen zwischen 20 und
40. Eine Liberalisierung der Abtreibung

in diesen Ländern, so die Schätzung

des „Worldwatch Institute", würde

die Rate der Müttersterblichkeit
um mindestens 25 Prozent senken.
Überraschende Einzelbefunde: In der
Sowjetunion kommen, vor allem
wegen des Mangels an geeigneten
Verhütungsmitteln, auf jede Lebendgeburt
zwei (legale) Abtreibungen. Im
katholischen Irland, wo jede Form von
Geburtenkontrolle erschwert ist, liegt die
Abtreibungsrate genauso hoch wie in
England - weil jedes Jahr 4000 Frauen
zur Abtreibung nach Grossbritannien
fahren.
(Aus: Spiegel 18/1988)

UNO
Die Hauptabteilung Presse und
Information der Vereinten Nationen hat
zum 8. März eine Broschüre veröffentlicht.

Die statistische Erhebung zur Stellung
der Frau 1975-1988:

• Frauen, die die Hälfte der
Weltbevölkerung bilden, leisten zwei Drittel
der weltweit anfallenden Arbeit - ihre
Löhne liegen jedoch durchschnittlich
um mehr als ein Drittel unter dem
vergleichbaren Verdienst der Männer;
• Frauen sind in den gesetzgebenden
Körperschaften nur in einem Verhältnis

von 1:10 vertreten; nur 5 Frauen
bekleiden weltweit die Funktion einer
Regierungschefin ;

• Frauen sorgen für die Hälfte der
Nahrungsmittelproduktion in den
Entwicklungsländern ;

• Frauen tragen eine doppelte
Arbeitsbelastung: Berufstätigkeit und
den gesamten Haushalt;
• Frauen verfügen im Durchschnitt
über zwei bis vier Stunden weniger
Freizeit pro Tag als Männer;
• Frauen verfügen über geringere
Bildungschancen: sie stellen 60% der
Analphabeten dieser Welt.
• Frauen stellen nur 4 von 159 UNO-
Botschaftern.

Lausanne
Männerurteil

Lausanne. Das Bundesgericht ist auf
eine Wahlrechtsbeschwerde von Aus-
serrhoder Frauen nicht eingetreten.
Die Frauen hatten sich dagegen
beschwert, dass die Ausserrhoder
Ständeratswahl vom 18. Oktober 1987 wieder

ohne Mitwirkung der Frauen
durchgeführt wurde. Das Bundesgericht

trat aber mit vier gegen eine Stimme

nicht auf die Beschwerde ein, weil
der kantonale Beschwerdeweg nicht,
wie vorgeschrieben, vorher benützt
worden war.
Die Beschwerdeführerinnen und
Beschwerdeführer hatten sich u.a. auf die
Garantie der Rechtsgleichheit in der
Bundesverfassung berufen, um den
Ausschluss der Frauen vom aktiven
und passiven Ständerats-Wahlrecht in
Ausserrhoden zu rügen.
Die mitwirkende Bundesrichterin
verwies darauf, dass der Regierungsrat
schon in seiner Wegleitung zur Wahl
die Frauen ausgeschlossen hätte, als
Beschwerdeinstanz also über seinen
Entschluss hätte zu Gericht sitzen
müssen und wahrscheinlich wieder
gleich entschieden hätte. Damit hätte
sich ein kantonaler Instanzenweg nur
als „zweckloser und leerer Formalismus"

erwiesen, auf den daher -praxis-
gemäss - verzichtet werden konnte,
meinte die Bundesrichterin.

AZ, 5.5.88
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